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Mögliche Produktionsstörungen in Betrieben der M+E-Industrie als Folge eines 

drohenden Streiks der GDL bei der Deutschen Bahn AG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) hat in der aktuellen Tarifauseinanderset-

zung ab dem 08.01.2024 massive Arbeitskampfmaßnahmen bei der Deutschen Bahn AG 

angedroht und zuvor erfolgreich eine entsprechende Urabstimmung durchgeführt. Laut aktu-

ellen Ankündigungen des GDL-Chefs Claus Weselsky sollen die erwarteten Streiks zunächst 

zeitlich auf drei bis maximal fünf Tage begrenzt werden. Grundsätzlich wären nach durchge-

führter Urabstimmung auch unbefristete Erzwingungsstreiks möglich.  

Es ist davon auszugehen, dass es hierdurch auch im Güterverkehr zu erheblichen Ausfällen 

kommt. Dadurch kann es auch in M+E-Betrieben zu Ausfällen und Verspätungen bei Zuliefe-

rungen kommen. Möglich ist auch, dass hergestellte Produkte nicht rechtzeitig ausgeliefert 

werden können und ggf. die Lagermöglichkeiten erschöpft sind. Muss in diesen Fällen die 

Produktion eingeschränkt oder eingestellt werden, gilt Folgendes: 

1. Angesichts der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Abgrenzung von Betriebsrisiko 

und Arbeitskampfrisiko muss davon ausgegangen werden, dass der von dem Bahnstreik 

mittelbar betroffene Arbeitgeber grundsätzlich das Vergütungsrisiko trägt. Denn die Ver-

gütungsansprüche derjenigen Arbeitnehmer, die wegen der mittelbaren Folgen eines Ar-

beitskampfes nicht beschäftigt werden können, entfallen nach der Rechtsprechung des 

BAG zum Arbeitskampfrisiko nur, wenn die Streikwirkungen das Kräfteverhältnis der 

kampfführenden Parteien beeinflussen können (BAG v. 22.12.1980 – 1 ABR 2/79). Das 

soll der Fall sein bei wirtschaftlichen Abhängigkeiten (z. B. im Konzern) oder bei einer 

engen koalitionspolitischen Verbindung zwischen den am Tarifkonflikt unmittelbar beteilig-

ten und den mittelbar betroffenen Verbänden, also bei Fernwirkungen eines Arbeitskamp-

fes innerhalb einer Branche. Wirtschaftliche Abhängigkeiten, wie sie vorliegend gegeben 

sind, sollen nicht ausreichen. 
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Einschränkungen der Vergütungspflicht können sich aber aus den tariflichen Regelun-

gen zum Betriebsrisiko ergeben. Die Tarifverträge der M+E-Industrie modifizieren viel-

fach die allgemeinen Grundsätze des Betriebsrisikos und schränken die Vergütungspflicht 

des Arbeitgebers in dem Fall ein, dass weder er noch die Arbeitnehmer die Produktions-

störung zu vertreten haben. Unseres Erachtens greifen diese Ausnahmeregelungen bei 

Störungen infolge eines Bahnstreiks, da die Ursache der Störung außerhalb der betriebli-

chen Sphäre und der Einwirkungsmöglichkeit des Arbeitgebers liegt. 

 

2. Da es aber hierzu keine Rechtsprechung gibt und die Rechtslage folglich nicht verbindlich 

geklärt ist, können betroffene Firmen zur Vermeidung von Auslegungsstreitigkeiten 

und gerichtlicher Auseinandersetzungen Kurzarbeit mit dem Betriebsrat gemäß § 87 Abs. 

1 Nr. 3 BetrVG bzw. den einschlägigen tariflichen Bestimmungen vereinbaren, soweit die 

Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld gegeben sind. 

 

Tarifliche Ankündigungsfristen sollten für diese Fälle, soweit tarifvertraglich zulässig, 

mit dem Betriebsrat, anderenfalls durch Vereinbarung zwischen dem Verband und der 

Gewerkschaft abbedungen oder verkürzt werden. Bei dem Lokführerstreik 2007 hatte die 

IG Metall den Betriebsräten zwar empfohlen, die Verkürzung der Ankündigungsfrist von 

einer Aufstockung des Kurzarbeitergelds abhängig zu machen. Wird diese Bedingung ge-

stellt, sollte deutlich gemacht werden, dass die zügige Einführung von Kurzarbeit auch für 

die Arbeitnehmer Rechtssicherheit schafft und deshalb vorteilhaft ist.  

 

Ein Arbeitsausfall beruht auch dann auf wirtschaftlichen Gründen bzw. auf einem unab-

wendbaren Ereignis im Sinne der gesetzlichen Vorschriften über das Kurzarbeitergeld, 

wenn er mittelbar durch einen Arbeitskampf bedingt ist (vgl. BA-Weisung 201801001 vom 

05.01.2018 – Arbeitskampf: Ruhen von Ansprüchen auf Arbeitslosengeld und Kurzarbei-

tergeld und Streikanzeige, Rn. 2.2.2.2., als Anlage 1 anbei; vgl. auch BAG vom 

20.07.1982, DB 1982, 2575).  

 

Praxishinweis: Die für die sich ergebenden Fallkonstellationen in erster Linie einschlä-

gige Weisung 201801001 vom 05.01.2018 ist zwar zum 31.12.2022 ausgelaufen; nach 

aktueller Auskunft der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit vom 22.12.2023 gelten die 

dort getroffenen Regelungen jedoch fort. 

 

Gemäß § 100 Abs. 2 SGB III müssen die Gründe für die Unvermeidbarkeit des arbeits-

kampfbedingten Arbeitsausfalls glaubhaft gemacht werden. Dabei unterscheidet sich die 

Glaubhaftmachung vom Beweis dadurch, dass ein geringerer Grad der Wahrscheinlich-

keit genügt, die Gesamtumstände aber für die Richtigkeit der Behauptung sprechen. Die 

Glaubhaftmachung verlangt damit keine endgültige, aber eine sehr weitgehende Über-

zeugung der Agentur für Arbeit (vgl. Fachliche Weisungen zum Kurzarbeitergeld vom 

20.12.2018, Glaubhaftmachung gemäß § 100 Abs. 2, Rn. 100.3, S. 55 in Verbindung mit 

Glaubhaftmachung der Voraussetzungen, Rn. 99.5, S. 52, als Anlage 2 anbei). Hierzu 

sind alle prozessualen Beweismittel geeignet. Eidesstattliche Versicherungen sind eben-

falls möglich, haben aber einen geringeren Beweiswert.  

 

Zur Vermeidbarkeit des mittelbaren arbeitskampfbedingten Arbeitsausfalls und zur Darle-

gungspflicht des Arbeitgebers (vgl. Fachliche Weisungen zum Kurzarbeitergeld vom 

20.12.2018, Gleichwohlzahlung, Rn. 100.4, S. 55 ff.). 
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Bei einem Arbeitsausfall in Betrieben der M+E-Industrie, der mittelbar durch den Streik 

der Lokomotivführer verursacht ist, ist die Gewährung von Kurzarbeitergeld an die be-

troffenen Mitarbeiter grundsätzlich möglich. Die Ansprüche auf Kurzarbeitergeld ruhen 

nicht nach § 100 Abs. 1 SGB III i. V. m. § 160 Abs. 3 SGB III, da die dort genannten 

Voraussetzungen nicht gegeben sind. Ein Ruhen der Ansprüche kommt nur in Frage, 

wenn die betroffenen Arbeitnehmer von dem Arbeitskampf der Lokomotivführer profitieren 

würden und die Bundesagentur für Arbeit durch die Kurzarbeitergeldzahlung in Arbeits-

kämpfe eingreifen und so ihre Neutralitätspflicht verletzen würde. Da die Arbeitnehmer in 

M+E-Betrieben keinerlei fachlichen Bezug zu den von den Lokomotivführern bestreikten 

Tarifverträgen aufweisen, ist regelmäßig nicht davon auszugehen, dass sie Vorteile von 

dem Arbeitskampf hätten. Die Kurzarbeitergeldansprüche ruhen daher nicht (vgl. BA-

Weisung 201801001 vom 05.01.2018 – Arbeitskampf: Ruhen von Ansprüchen auf Arbeits-

losengeld und Kurzarbeitergeld und Streikanzeige, Rn. 2.2.2.2.).  

 

3. Grundsätzlich trägt der Arbeitnehmer das Wegerisiko und hat daher auch dafür Sorge zu 

tragen, dass er seine Arbeitsleistung pünktlich an dem vereinbarten Ort erbringen kann. 

Kann er wegen eines Arbeitskampfs seinen Arbeitsplatz nicht erreichen, ist der Arbeitge-

ber danach berechtigt, für die ausgefallene Arbeitszeit den Entgeltanspruch zu kürzen. 

Bei Verspätungen von Zügen oder Zugausfällen findet auch der Ausnahmetatbestand der 

„vorübergehenden Verhinderung“ (§ 616 BGB) keine Anwendung. 

 

Umstritten ist die Situation, wenn auch der Arbeitgeber aufgrund des Streiks nicht mehr in 

der Lage ist, Arbeit anzubieten. In analoger Anwendung von § 297 BGB trägt auch in einer 

solchen Situation der Arbeitnehmer das volle Vergütungsrisiko. Eine dem Entgeltfortzah-

lungsgesetz entsprechende Bestimmung fehlt, die die volle Vergütungspflicht den Arbeit-

gebern bei gespaltener Risikozuweisung aufbürdet. Teils wird aber auch eine Quotelung 

oder die volle Leistungspflicht des Arbeitgebers vorgeschlagen. 

 

Praxishinweis: Vor Anwendung der gesetzlichen Regelungen sind betriebliche Sonder-

regelungen zu beachten. Bestehen im Betrieb Arbeitszeitkonten, ist eine Reaktionsmög-

lichkeit – ggf. in Abstimmung mit dem Betriebsrat oder dem einzelnen Arbeitnehmer das 

Arbeitszeitkonto entsprechend zu reduzieren und dafür den Vergütungsanspruch aufrecht 

zu erhalten. Entsprechend kann z. B. auch Nacharbeit vereinbart werden. Auch die Mög-

lichkeiten zum mobilen Arbeiten sind zu prüfen. Zudem können weitere einvernehmliche 

Vereinbarungen (Urlaub etc.) unabhängig von bestehenden Regelungen in Betracht kom-

men. Dies sollte stets vorrangig geprüft werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

David Beitz   Julia Vanessa Stahn 

Leiter Recht   Referentin Sozialpolitik 

 

 

Anlagen 


